Erklärung von GAL & Unabhängigen zur Haushaltspolitik der kommenden Jahre

GAL & Unabhängige sind es leid, am Ende eines jeden Jahres in den viele hundert Seiten umfassenden Haushaltsentwurf einzutauchen, hier und da noch die letzten Cents einzusparen um am Ende doch nur herauszufinden, dass immer noch ein Defizit bleibt. Wir haben es mit einem grundsätzlichen Problem zu tun, das grundsätzlich angepackt werden muss.
GAL & Unabhängige gehen davon aus, dass die im Folgenden aufgelisteten Vorschläge genau wie die vorgeschlagenen Zeitfenster verhandelbar sind. Wichtig ist aber, dass überhaupt in die Diskussion über grundsätzliche Ziele und den zeitlichen Ablauf eingestiegen wird, wenn man zu einer Haushaltskonsolidierung kommen will.
GAL & Unabhängige wollen nicht wie andere Fraktionen auf ein mögliches Wirtschaftswachstum hoffen und warten, bis dieses die Kommunen mit einem Geldsegen aus der Schuldenfalle erlöst, zumal Wirtschaftswachstum ohne Nachweis der Nachhaltigkeit auch auf anderen als der wirtschaftlichen Ebene abzulehnen ist.
Die folgenden Vorschläge sind unterteilt in drei Kapitel:

1. Es wird ein Plan vorgestellt, in dem die Ziele und die Zeitfenster, in denen diese Ziele verwirklicht werden sollen, festgelegt sind.

2. Notwendige begleitende Maßnahmen werden vorgestellt, die für das Erreichen der Ziele notwendig sind.

3. Ein ganz konkretes Verfahren zur Aufstellung des Haushaltsplans 2011 wird vorgestellt.

GAL & Unabhängige werden die Vorschläge an die Öffentlichkeit bringen in der Hoffnung auf eine rege Diskussion innerhalb der Pinneberger Bevölkerung, in der es viele gibt, die eine Menge Sachverstand einbringen können.
Dann werden die Vorschläge zur Abstimmung in die entsprechenden Gremien und mit den Vorstellungen und hoffen auf 

1. Grundsätze für die kommenden Haushalte - Zeitplan
Für die Haushalte 2010 und 2011
Kürzungen in den Bereichen Schule, KiTas, Kultur und Sport werden nicht vorgenommen, es sei denn, die gestrichenen Geldmittel können auf anderem Wege (z.B. über Spenden) beschafft werden.
Erläuterungen:

In der Vergangenheit hat Pinneberg viele Fehler gemacht, die zu der Höhe des jetzigen Schuldenstandes beigetragen haben.
Besonders sind hierbei die Entwicklung neuer Stadtteile und die gleichzeitig unvermindert abgewickelte Hinterlandwohnbebauung hervorzuheben.
Es ist aber festzustellen, dass die vom Land und vom Bund gewünschte Entwicklung der Metropolregien Hamburg nicht mit den Mitteln unterstützt wird, die für den durch Zuzug junger Leute steigenden Bedarf an Infrastruktur notwendig sind.
In diesem Bereich sollte nicht gestrichen werden, es sei denn, die finanziellen Mittel können auf anderem Wege, z.B. über Spenden oder Förderungen beschafft werden.

Kürzungen im Bereich Soziales werden nicht vorgenommen, es sei denn, die gestrichenen Geldmittel können auf anderem Wege (z.B. über Spenden) beschafft werden.
Erläuterungen:

Dass die Schere zwischen Arm und Reich immer weiter auseinanderklafft, ist kein hausgemachtes Problem der Stadt Pinneberg. Dass die finanziellen Lasten dennoch zu einem Teil von der Stadt getragen werden müssen, ist Teil des Problems.

Der Verschärfung der sozialen Unterschiede muss entgegengewirkt werden. Pinneberg muss seinen Beitrag dazu leisten.
GAL & Unabhängige treten also z.B. dafür ein, dass allen Kindern und Jugendlichen ein warmes Mittagessen an den Schulen ermöglicht wird; Musikschule und Volkshochschule müssen mit so vielen Mitteln ausgestattet werden, dass Hartz-IV-Empfänger nicht von Teilnahme an Kursen ausgeschlossen werden.

Alle anderen Ausgaben werden sofort gestoppt, sofern es sich nicht um gesetzlich oder vertraglich vorgeschriebene Zahlungen handelt oder wenn der Ausgabenstopp nachweislich zu Kosten führt, die höher sind als die Zinsen, die aus den Krediten für die jeweilige Maßnahme erwachsen.
Erläuterungen:

Man kommt auf diese Weise wahrscheinlich noch nicht zu einem Haushalt ohne Neuverschuldung. Dazu sind die Verpflichtungen zu groß und die Einnahmen zu gering. Deshalb müssen begeleitende Maßnahmen ergriffen werden (siehe unten), und vom Jahr 2012 an müssen noch rigorosere Einschnitte erfolgen, damit man zum angestrebten Ziel kommt, den schwarzen Zahlen im Pinneberger Haushalt.
Für die Haushalte ab 2012
Ab dem Jahr 2012 werden nur noch Haushalte mit einer positiven Bilanz verabschiedet. Dann ist auch bei den Ausgaben für Schulen, KiTas und kulturellen Institutionen zu streichen, sofern es sich nicht um gesetzlich oder vertraglich vorgeschriebene Zahlungen handelt oder wenn der Ausgabenstopp nachweislich zu Kosten führt, die höher sind als die Zinsen, die aus den Krediten für die jeweilige Maßnahme erwachsen.
Erläuterungen:

Ende 2011 sollten die mit dem Bevölkerungszuwachs vor allem durch Zuzug junger Familien aus anderen Regionen Deutschlands notwendig gewordenen Infrastrukturmaßnahmen abgeschlossen sein. Dann hat die Haushaltskonsolidierung absolute Priorität. Es versteht sich von selbst, dass auf die Ausweisung neuer Wohngebiete verzichtet wird.
Ausschließlich Unterstützungen im sozialen Bereich werden beibehalten bzw. sogar ausgebaut.

Erläuterungen:

Diese Maßnahme gebietet erstens die Menschlichkeit, andererseits aber auch die Vernunft, denn viele unserer Probleme erwachsen aus dem immer schnelleren Wachstum einer neuen Unterschicht mit den bekannten Folgen. Es muss investiert werden, damit Kinder und Jugendliche nicht in dieser Schicht festgehalten werde.
Überblick über den Zeitplan (ohne Erklärungen):

Für die Haushalte 2010 und 2011

Kürzungen in den Bereichen Schule, KiTas, Kultur und Sport werden nicht vorgenommen, es sei denn, die gestrichenen Geldmittel können auf anderem Wege (z.B. über Spenden) beschafft werden.

Kürzungen im Bereich Soziales werden nicht vorgenommen, es sei denn, die gestrichenen Geldmittel können auf anderem Wege (z.B. über Spenden) beschafft werden.

Alle anderen Ausgaben werden sofort gestoppt, sofern es sich nicht um gesetzlich oder vertraglich vorgeschriebene Zahlungen handelt oder wenn der Ausgabenstopp nachweislich zu Kosten führt, die höher sind als die Zinsen, die aus den Krediten für die jeweilige Maßnahme erwachsen.

Für die Haushalte ab 2012
Ab dem Jahr 2012 werden nur noch Haushalte mit einer positiven Bilanz verabschiedet. Dann ist auch bei den Ausgaben für Schulen, KiTas und kulturellen Institutionen zu streichen, sofern es sich nicht um gesetzlich oder vertraglich vorgeschriebene Zahlungen handelt oder wenn der Ausgabenstopp nachweislich zu Kosten führt, die höher sind als die Zinsen, die aus den Krediten für die jeweilige Maßnahme erwachsen.
Ausschließlich Unterstützungen im sozialen Bereich werden beibehalten bzw. sogar ausgebaut.

Begleitende Maßnahmen

Erläuterungen:

Der Weg, auf dem wir voranschreiten, muss von Maßnahmen begleitet sein, die der Stadt ermöglichen, auch nach der Konsolidierung des Haushaltes Mittel in die Bereiche Jugend, Bildung und Kultur fließen zu lassen.
Deshalb muss ab sofort mit diesen begleitenden Maßnahmen begonnen werden.

· Die Verwaltung wird beauftragt, einen Haushaltsentwurf vorzulegen, der ohne Neuverschulding auskommt (siehe Antrag von GAL & Unabhängigen).
· Die erhöhte Kreisumlage wird nicht bezahlt.
· Die Stadt Pinneberg pocht auf das Konnexitätsprinzip. Es werden keine von Land Schleswig-Holstein, der Bundesrepublik Deutschland und der EU angeordneten Maßnahmen umgesetzt, wenn die notwendigen zusätzlichen Finanzmittel von den übergeordneten Stellen nicht bereitgestellt werden.
· Ab sofort werden Bauanfragen, die eine Änderung eines B-Plans nach sich ziehen, vorläufig nicht bearbeitet. Erst nach ausdrücklicher Genehmigung durch die Ratsversammlung wird mit der Arbeit an einer solchen Bauanfrage begonnen.

· Alle Haushaltsausgabenreste am Ende eines Jahres, die nicht durch abgeschlossene Verträge gebunden sind, werden aufgelöst.
· Alle neuen Investitionen mit einem Investitionsvolumen größer als 20.000 € werden grundsätzlich mit einem Sperrvermerk versehen. Die Verwaltung legt den Gremien eine langfristige Wirtschaftlichkeits- bzw. Kostenuntersuchung vor.
Das gilt ausdrücklich auch für von Land, Bund und EU geförderte Projekte.
· Das Beteiligungsmanagement wird aufgelöst.
· Sofortige und ausnahmslose Wiederbesetzungssperre aller freiwerdenden Stellen. Neubesetzung nur durch Umbesetzung innerhalb der Verwaltung
(freigewordene Stellen, z. B. durch Fluktuation, werden in einen Stellenpool überführt und grundsätzlich eingespart. Ausnahmen beschließt die Ratsversammlung. Hierbei ist ein sehr strenger Maßstab anzulegen).
· Beförderungsstopp im Beamtenbereich.
· Bestandsaufnahme und Optimierung der Verwaltungsstruktur unter Einbeziehung der Vorschläge von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
· Die Auswirkungen einer Reduzierung der vier Fachbereiche auf drei werden geprüft.

· Auf die folgenden Arbeitsbereiche wird besonderes Augenmerk gelegt.
· Es werden die rechtlichen Möglichkeiten geprüft, wie Spenden aus der Bevölkerung für die Aufgaben der Stadt Pinneberg eingesetzt werden können.

· Es werden die rechtlichen Möglichkeiten geprüft, wie freiwillige, ehrenamtliche Arbeiten für die Stadt Pinneberg geleistet werden können.

· Es werden Aktionen in die Wege geleitet, mit denen man Spenden erhalten und die ehrenamtlichen Arbeiten organisieren kann. Das läuft vor allem über Stadtteilkonferenzen mit viel Mitspracherecht der Bevölkerung.
· Bundes- wie Landesregierung werden aufgefordert, die Städte und Gemeinden mit finanziellen Mitteln auszustatten, die – konsequente Sparpolitik innerhalb der Kommunen vorausgesetzt – einen Haushalt ohne Neuverschuldung ermöglichen.

· Auf der Homepage der Stadt Pinneberg wird Werbung durch in Pinneberg angesiedelte Firmen zugelassen.
· Es werden die finanziellen Vor- und Nachteile einer City-Maut für Pinneberg ermittelt.

2. Vorschläge zum Vorgehen bei der Aufstellung des Haushaltsplans 2011

Dieses ist ein Vorschlag zum Vorgehen bei der Diskussion über den Haushalt 2011.

Es handelt sich also nicht um inhaltliche Vorstellungen. Die müssen in der anschließenden Diskussion auf den Tisch kommen.

1. Das Unvermeidbare

· Die Verwaltung legt bis zur Sommerpause den Teil des Haushalts getrennt vor, der alle unabwendbaren, gesetzlich oder vertraglich vorgeschriebenen Haushaltsposten enthält.

Dazu gehören z.B. die Gehälter der Stadtbediensteten oder die aufgelaufene Zinslast. Über diesen Teil des Haushalts muss nicht diskutiert werden. Die Bürgerinnen und Bürger sowie die Mitglieder der städtischen Gremien benötigen in ihrer großen Mehrheit diesen Teil nicht. Das spart Druck- und Papierkosten und Zeit, die man andernfalls für das Durchlesen des großen Haushaltspakets benötigt.
2. Der Haushalt ohne Neuverschuldung
· Die Verwaltung legt bis zur Sommerpause mindestens zwei alternative Vorschläge für einen Haushalt vor, der ohne Neuverschuldung auskommt.
Damit ist Folgendes gemeint:
Die Verwaltung stellt jeweils die Haushaltsposten dar, die zusätzlich zu den gesetzlich vorgeschriebenen Posten in den Haushalt aufgenommen wurden. Ein erläuternder Text benennt die verschiedenen Schwerpunkte, die den Alternativentwürfen zugrunde liegen.

Beispiele für Schwerpunktsetzungen:

· Sanierung öffentlicher Gebäude

· Ausstattung der Schulen

· Sanierung von Straßen und Radwegen

· Wirtschaftsförderung

· …

· auch Kombinationen sind möglich
· Die Verwaltung legt eine Liste derjenigen Haushaltsposten vor, die bei den Entwürfen für einen Haushalt ohne Neuverschuldung nicht berücksichtigt werden konnten. Diese Liste soll solche Posten enthalten, 

· die nach Ansicht der Verwaltung sehr wichtig für den reibungslosen Ablauf des Lebens in unserer Stadt sind und einen nicht ausgeglichenen Haushalt rechtfertigen könnten, 

· und solche, deren Einsparung eine wesentliche Einschränkung der Leistungen gegenüber früheren Jahren bedeutet.

3. Handreichung für die Entscheidungsfindung

· Die Verwaltung legt mit den Vorschlägen für einen Haushalt ohne Neuverschuldung einen Kostenstrukturvergleich mit vergleichbaren Städten vor, zum Beispiel für die Personalstruktur.

· Für die Haushaltsberatungen wird Unterstützung aus anderen Städten bzw. aus Kiel eingeladen (Schuldenberatung, Personalfragen).

4. Ausnahmen vom Haushalt ohne Neuverschuldung
· Eine Investition wird nicht aufgeschoben, wenn die ohne die Investition zu erwartenden Zusatzkosten größer sind als der Zinsaufwand, der für einen Kredit in voller Höhe der Investitionskosten anfiele.

· Beispiel:
Durch die Erneuerung einer Heizungsanlage in einem öffentlichen Gebäude kann man jährlich 50 000 € Heizkosten sparen. Der aufzunehmende Kredit für die Anlage erfordert jährliche Zinsen von 30 000 €.
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Ratsversammlung am 10.12.2009 
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E-Mail: fraktion@gal-pinneberg.de
Internet: www.gal-pinneberg.de
26.11.2009
[image: image2.png]AN O MY



[image: image3.wmf]
Der blaue Text ist ein Hinweistext und wird nicht 
GAL & Unabhängige schlagen folgende Resolution vor:

1) Die Ratsversammlung fordert den Kreis Pinneberg, die Landesregierung Schleswig-Holstein und die deutsche Bundesregierung auf, die Städte und Gemeinden mit finanziellen Mitteln auszustatten, die ihnen – konsequente Sparpolitik innerhalb der Kommunen vorausgesetzt – einen Haushalt ohne Neuverschuldung ermöglichen.

Die besonderen Aufgaben, die die Stadt Pinneberg als Mittelzentrum in der Metropolregion Hamburg zu übernehmen hat, sind bei der Berechnung des finanziellen Bedarfs zu berücksichtigen.

2) Die Bundesregierung wird aufgefordert, keine Steuersenkungen zu beschließen, die zu Mindereinnahmen der Kommunen führen.


3) Das Konnexitätsprinzip ist konsequent anzuwenden.


4) Den Kommunen müssen Wege eröffnet werden, freiwillig von ihren Bürgerinnen und Bürgern gespendetes Geld sinnvoll auch für einzelne Projekte einzusetzen und ehrenamtlich angebotene Arbeitskraft in Anspruch zu nehmen.

5) Bund, Land und Kreis werden aufgefordert, die Kommunen in ihren Aufgaben bei der Daseinsvorsorge zu unterstützen, damit kommunale Leistungen zuverlässig, flächendeckend, sozial gerecht und diskriminierungsfrei allen Bürgern zur Verfügung gestellt werden können.



Die Bürgermeisterin und die politischen Parteien werden aufgefordert, auf  kommunaler, Kreis- und Landesebene Unterstützer für diese Resolution zu gewinnen.

Für die Fraktion GAL & Unabhängige

Joachim Dreher

Manfred Stache

Pinneberg, den 26.11.2009 

Begründungen:

Die Kommunen haben nur wenig Einfluss auf die erzielbaren Einnahmen. Die Höhe des überwiegenden Teils der Steuern wird an höheren Stellen entschieden.

Deshalb haben diese Entscheidungsebenen dafür zu sorgen, dass auf die gesamte Bundesebene gesehen die Einnahmen des Staates die Ausgaben übersteigen. Sonst kann es passieren, dass sich die Kommunen verschulden ohne selbst die Möglichkeit eines Ausweges zu haben, es sei denn auf Kosten anderer Kommunen.

Deshalb haben die höheren Entscheidungsebenen eine Fürsorgepflicht für die Kommunen.

Wenn sich Kredite absolut nicht vermeiden lassen, dann müssen sie vom Land oder vom Bund aufgenommen werden. Diese allein haben es in der Hand, durch eigene politische Entscheidungen die Kredite zurückzuzahlen

Eventuell, wenn man Punkt 5) streicht, könnte man dieses mit in die Begründung hinein nehmen:
Bund, Länder und Kreise müssen gewährleisten, dass die Kommunen bundesweit ihre Aufgaben im Rahmen der Daseinsvorsorge für die Bürgerinnen und Bürger zuverlässig, sozial gerecht und diskriminierungsfrei erfüllen können.

Anmerkungen Manfred Stache:

zu 2):

Mein Vorschlag: den Punkt 2) aus der Resolution herausnehmen.

Begründung:

Wie die Bundesregierung es schafft, den Kommunen das nötige Geld zu geben, ist nicht Sache der Kommunen. Wenn sie es durch Steuererleichterungen hinkriegt, warum nicht?

Ich weiß auch, dass das nicht geht, aber CDU und FDP wissen es womöglich nicht. Ich halte die Diskussion hierüber auch für notwendig, aber sie muss nicht in der Ratsversammlung geführt werden.

zu 5):

Ich könnte mich inzwischen auch dafür erwärmen, den Punkt 5) drin zu lassen und an die Stelle 2) zu rücken.

Ich schlage eine Alternativformulierung vor:

Bund, Länder und Kreise müssen gewährleisten, dass die Kommunen bundesweit ihre Aufgaben im Rahmen der Daseinsvorsorge für die Bürgerinnen und Bürger zuverlässig, sozial gerecht und diskriminierungsfrei erfüllen können.
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